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zubildende das 18. Lebensjahr vollendet hat, verheiratet ist 
oder war, mit mindestens einem Kind zusammenlebt oder 
seine Verweisung aut die Wohnung der Eltern aus schwer­
wiegenden sozialen Gründen unzumutbar ist. Bei einer Aus­
bildung im elterlichen Betrieb ist als Ausbildungsvergütung 
mindestens von einem Betrag in Höhe von fünfundsiebzig 
vom Hundert der üblichen Ausbildungsvergütung auszuge­
hen, die in dem Ausbildungsberuf bei einer Ausbildung in 
einem fremden Betrieb gewährt wird. Für die Teilnehmer an 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen kann die Arbeits­
verwaltung die Lehrgangsgebühren, die Fahrkosten sowie die 
Kosten für Lernmittel und Arbeitskleidung ohne Anrechnung 
von Einkommen übernehmen. Die Berufsausbildungsbeihilfen 
werden als Zuschüsse oder Darlehen gewährt.

(1 a) Berufsausbildungsbeihilfe wird für den Lebensunter­
halt und für die Ausbildung oder die Teilnahme an einer be- 
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme gewährt (Bedarf). Der 
Bedarf wird vom Minister für Arbeit und Soziales durch An­
ordnung bestimmt. Bei einer beruflichen Ausbildung in Be­
trieben oder überbetrieblichen Ausbildungsstätten sind Ko­
sten für Lernmittel nicht zu berücksichtigen.

(2) Leistungen nach den Absätzen 1 und 1 а werden ge­
währt

1. Deutschen im Sinne des § 19 Abs. 3,
2. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gel­

tungsbereich dieses Gesetzes haben und als Asylberech­
tigte anerkannt sind,

3. Ausländem, die ihren ständigen Wohnsitz im Geltungs­
bereich dieses Gesetzes haben, wenn ein Elternteil Deut­
scher im Sinne des § 19 Abs. 3 ist,

4. (gegenstandslos)
5. anderen Ausländern, wenn

a) sie selbst vor Beginn der förderungsfähigen Ausbildung 
insgesamt fünf Jahre sich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbs­
tätig gewesen sind oder

b) zumindest ein Elternteil während der letzten sechs 
Jahre vor Beginn der förderungsfähigen Ausbildung 
sich insgesamt drei Jahre im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufgehalten hat und rechtmäßig erwerbstätig 
gewesen ist, im übrigen von dem Zeitpunkt an, in 
dem im weiteren Verlauf der Ausbildung diese Vor­
aussetzungen Vorgelegen haben; von dem Erfordernis 
der rechtmäßigen Erwerbstätigkeit eines Elternteils 
kann insoweit abgesehen werden, als die Erwerbstä­
tigkeit aus einem von dem erwerbstätigen Elternteil 
nicht zu vertretenden Grunde nicht ausgeübt worden 
ist.

(3) Solange und soweit der Antragsteller Unterhaltsleistun­
gen, auf die er einen Anspruch hat, nicht erhält, kann die 
Arbeitsverwaltung ihn nach den Absätzen 1 und 1 а fördern, 
ohne die Unterhaltsleistungen zu berücksichtigen. § 140 Abs. 1 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§40 a
Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose

(1) Die Arbeitsverwaltung gewährt einem Antragsteller, der
1. mindestens ein Jahr lang eine die Beitragspflicht be­

gründende Beschäftigung ausgeübt hat und
2. arbeitslos ist, '

für die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungs­
maßnahme mit einer Dauer bis zu einem Jahr Berufsausbil­
dungsbeihilfe nach § 40 ohne Anrechnung von Einkommen. 
§ 107 gilt entsprechend. In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 44 
Abs. 4 entsprechend; im übrigen gilt § 44 Abs. 4 mit der Maß­
gabe, daß an Stelle des Betrages von 25 Deutsche Mark ein 
monatlicher Betrag in Höhe von 120 Deutsche Mark tritt.

(1 a) In der Zeit bis zum 31. Dezember 1995 genügt zur Er­
füllung der’ Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1, daß der An­
tragsteller, wenn er bei Beginn der Maßnahme das 25. Lebens­

jahr noch nicht vollendet hat und mindestens drei Monate 
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet war, mindestens vier 
Monate lang eine die Beitragspflicht begründende Beschäfti­
gung ausgeübt hat. Von dem Erfordernis der dreimonatigen 
Arbeitslosigkeit kann abgesehen werden, wenn bis zum Zeit­
punkt der Erfüllung dieser Voraussetzung eine Vermittlung 
in eine berufliche Ausbildungsstelle oder Arbeit nicht zu er­
warten ist. Für Teilnehmer an laufenden Maßnahmen, die 
vor dem 1. Januar 1996 in die Maßnahme eingetreten sind, 
gilt Satz 1 bis zum Ende der Maßnahme.

(2) Ist der Leistungssatz des Arbeitslosengeldes oder der 
Arbeitslosenhilfe, in dessen Höhe der Antragsteller im Falle 
des Absatzes 1 zu Beginn der Maßnahme eine dieser Leistun­
gen beziehen könnte, höher als die für den Lebensunterhalt 
sich errechnende Berufsausbildungsbeihilfe, wird die Berufs­
ausbildungsbeihilfe in Höhe des Leistungssatzes des Arbeits­
losengeldes oder der Arbeitslosenhilfe gewährt.

§ 40 b
Abschluß der Klassenstufe 8 der allgemeinbildenden 

polytechnischen Oberschulen/Allgemeinbildung

In der Zeit bis zum 31. Dezember 1995 kann die Arbeitsver­
waltung Arbeitslosen, die bei Beginn der Maßnahme das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und mindestens 
drei Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet waren, Be­
rufsausbildungsbeihilfen nach den §§ 40 und 40 а auch für 
die Teilnahme an nicht schulgesetzlich geregelten

1. Lehrgängen zum nachträglichen Erwerb des Abschlusses 
der Klassenstufe 8 der allgemeinbildenden polytechni­
schen Oberschulen und

2. allgemeinbildenden Kursen zum Abbau von beruflich 
schwerwiegenden Bildungsdefiziten

gewähren. § 40 а Abs. 1 а Satz 2 gilt entsprechend. Gefördert 
werden können Maßnahmen mit einer Dauer von mindestens 
sechs Wochen und höchstens einem Jahr. Maßnahmen nach 
Nummer 2 dürfen nur gefördert werden, wenn die Teilnahme 
für eine dauerhafte berufliche Eingliederung des Arbeitslosen 
notwendig ist.

§ 40 c
Berufsausbildung von ausländischen, lernbeeinträchtigten 

oder sozial benachteiligten Auszubildenden

(1) Die Arbeitsverwaltung kann nach Maßgabe der Anord­
nung des Ministers für Arbeit und Soziales Ausbildenden Zu­
schüsse zur Förderung der Berufsausbildung von ausländi­
schen Auszubildenden sowie von lernbeeinträchtigten oder so­
zial benachteiligten deutschen Auszubildenden gewähren, de­
nen nach der Teilnahme an berufsvorbereitenden Bildungs­
maßnahmen ohne weitere Förderung eine Ausbildungsstelle 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf durch die Arbeitsver­
waltung nicht vermittelt werden kann. Ausbildungsbeglei­
tende Hilfen nach Absatz 2 Nr. 1 können auch für einen 
Auszubildenden gewährt werden, wenn ohne diese Förderung 
ein Abbruch seiner Ausbildung droht. Die Arbeitsverwaltung 
kann bei ausbildungsbegleitenden Hilfen nach Absatz 2 Nr. 1 
von dem Erfordernis der Teilnahme an einer berufsvorberei­
tenden Bildungsmaßnahme absehen, wenn die Teilnahme für 
den Erfolg der Ausbildung nicht notwendig ist.

(2) Gefördert werden folgende Maßnahmen im Rahmen 
eines Berufsausbildungsvertrages für eine Ausbildung in den 
Berufen entsprechend der geltenden Systematik der Fachar­
beiterberufe :
1. ausbildungsbegleitende Hilfen des ausbildenden Betriebes 

oder eines anderen Trägers, soweit sie für einen erfolg­
reichen Abschluß der betrieblichen Berufsausbildung er­
forderlich sind,

2. das erste Jahr einer Berufsausbildung in einer überbe­
trieblichen Einrichtung, wenn eine Ausbildungsstelle in 
einem Betrieb auch mit ausbildungsbegleitenden Hilfen 
nach Nummer 1 nicht vermittelt werden kann,


